
Investitionen in Wasserversorgung 
 
 Die Gretzenbacher Bud-
getgemeindeversammlung 
vom Dezember 2002 hatte 
unter anderem Kredite von 
300'000 Franken für W
serleitungsprojekte gene
migt. Nun vergab der Ge-
meinderat dafür die Bau
träge. 

In Kürze  Auf Antrag der Baukommission 
vergab der Gemeinderat nun den 
Auftrag zur Erneuerung der Leitun-
gen für 53'676 Franken an STA 
Strassen- und Tiefbau AG, Olten. 

! Wiederholt beschwerten sich 
Nachbarn der «Boulevard Bar-
Lounge» im Gebäude des Hotels 
Sonne über Nachtlärmbelästigungen. 
Der Gemeinderat verlangt deshalb 
von den zuständigen Behörden die 
Durchsetzung der klaren Auflagen 
bzw. Widerrufung der Freinachtbe-
willigungen. 
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Neue Wasserleitung für Hang-
gebiet Lochhof 
 Das Einfamilienhausquartier zwi-
schen Lochhofstrasse und Oeli-
hofstrasse liegt in starker Hanglage 
mit Rutschgefahren. Bei der Er-
schliessung 1978 war die 70 mm 
Wasserhauptleitung aus Gusseisen in 
die Erde verlegt und zum Teil mit 
Eisenstangen gesichert worden. Lei-
tungsbrüche zeigten, dass die Lei-
tung ersetzt werden muss. 

! Vor zehn Jahren hatte die Ein-
wohnergemeinde Gretzenbach mit 
der evangelisch-reformierten Kirch-
gemeinde Schönenwerd einen Bau-
rechtsvertrag für die CEVI-
Vereinsbaracke beim Werkhof Täli 
abgeschlossen. Nun genehmigte der 
Gemeinderat einen Vertragsnach-
trag, wonach sich der Baurechtsver-
trag jeweils stillschweigend um ein 
Jahr verlängert. Beide Parteien ha-
ben aber auch jährlich die Möglich-
keit der Kündigung auf Ende März. 

 Gretzenbach hatte sich 
geweigert, seinen Lehrper-
sonen den Solidaritätsbei-
trag vom Gehalt abzuziehen 
und gegen einen entspre-
chenden Regierungsratsbe-
schluss Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht erhoben. 
Nun erfuhr der Rat aus der 
Presse, dass mittels rückwir-
kendem (!) Kantonsratsbe-
schluss in diesem laufenden 
Rechtsverfahren die offenbar 
fehlende Rechtsgrundlage 
geschaffen werden soll.  

 Als Ersatz ist eine 100 mm Lei-
tung im stabileren Trasse der Loch-
hofstrasse vorgesehen. Zwei Hydran-
ten sorgen für zusätzlichen Brand-
schutz. Für dieses Projekt hatte die 
Budgetgemeindeversammlung einen 
Kredit von 220'000 Franken bewil-
ligt.  

! Das Arbeitsamt meldet per 31. 
Mai 2003 (30. April 2003) total 54 
(53) Arbeitslose. Davon sind 17 (18) 
Frauen und 37 (35) Männer. Im glei-
chen Zeitpunkt des Vorjahres war 45 
arbeitslose Personen zu verzeichnen.  

 Der Gemeinderat vergab auf An-
trag der Baukommission die Bauar-
beiten für 110'449 Franken und die 
Installationsarbeiten für 46'637 
Franken an Gebr. Meier AG, Olten. 
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 Quellen aus dem Gebiet Teufen-
thal hatten früher das Reservoir Dös-
sihubel gespiesen und der Wasser-
versorgung gedient. Trotz aufwändi-
ger Aufbereitung im Reservoir gab 
es aber immer wieder Probleme mit 
der Wasserqualität. Nach dem Bau 
des Hochzonenreservoirs Heuel ver-
zichtete man daher auf die Einspei-
sung ins Wassernetz. Eine Kammer 
des Reservoirs ist immer noch ge-
füllt und dient als Löschwasserreser-
ve. Nach kantonaler Vorschrift muss 
die Gemeinde ein Notwasserkonzept 
vorweisen, wofür ebenfalls das 
Quellwasser aus dem Teufenthal 
eingesetzt werden kann. 
 Die alten Quellleitungen hatten 
durch Hangrutschungen zusätzlich 
stark gelitten. Sie müssen erneuert 
werden, wofür die Budgetgemeinde-
versammlung einen Kredit von 
80'000 Franken genehmigt hatte.  Neue Wasserleitung fürs Quartier Lochhof-Oelihof               FOTO: HANS BEER 
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Streit um GAV-Lohnabzug bei Lehrpersonen 
 
Ausgangslage 
 Im Kanton Solothurn laufen Ver-
handlungen für einen Gesamtar-
beitsvertrag (GAV). Der Kantonsrat 
hatte im Juni 2002 - gestützt auf das 
Gesetz über das Staatspersonal - die 
Erhebung eines Solidaritätsbeitrages 
von 5 Franken pro Monat und Ar-
beitnehmer ab Juli 2002 beschlossen. 
Im Kantonsrat war damals der Ab-
zug nicht umstritten, wohl aber gab 
es Bedenken bezüglich Überwälzung 
der Aufgabe auf die Gemeinden.  
 Lehrer der Volksschule sind An-
gestellte der Gemeinden und fallen 
nicht unter das Staatspersonalgesetz. 
Der Gemeinde fehlt somit die 
Rechtsbasis für einen solchen Ab-
zug. Zudem ist das eine kantonale 
Aufgabe und das Departement für 
Bildung und Kultur hat alle Daten 
der Lehrkräfte (wer unterrichtet in 
welchen Gemeinden) und könnte 
diesen Einzug durchführen. Bei 
Teilpensen und Mehrfachanstellun-
gen entsteht hingegen für die Ge-
meinden ein erheblicher Abklä-
rungsaufwand. Im weiteren zieht der 
Kanton den Gemeinden für alle 
Aufgaben, welche er für sie 
übernimmt, einen happigen 
administrativen Beitrag ab. Er selber 
ist aber nicht bereit, den Gemeinden 
diese Aufwendungen zu vergüten. 
 Gestützt auf diese Ausgangslage 
und Überlegungen hatte der Ge-
meinderat Gretzenbach beschlossen, 
bei seinen Volksschullehrpersonen 
und Kindergärtnerinnen den Solida-
ritätsbeitrag nicht abzuziehen. Die 
Gemeinde bot dem Personalamt des 
Kantons aber Unterstützung an, in-
dem allenfalls ein Einzahlungsschein 
des Kantons der Lohnabrechnung 
beigelegt werden könnte.  
 
Steigender Druck auf die Ge-
meinde 
 Im September 2002 wies das 
kantonale Personalamt die Gemein-
den an, den Solidaritätsbeitrag ab 1. 
Oktober 2002 als Lohnabzug rück-
wirkend per 1. Juli vorzunehmen.  
 

 
 Als Folge der Weigerung einzel-
ner Gemeinden erliess das Amt für 
Volksschule und Kindergarten eine 
Weisung zur Delegation des Abzu-
ges für Lehrkräfte an die Gemein-
den. Im Januar 2003 folgte die Auf-
forderung des Personalamtes an die 
Gemeinde, die Lohnabzüge vorzu-
nehmen und die Beiträge an den 
Kanton zu überweisen. Am 29. April 
2003 schliesslich fasste der Regie-
rungsrat einen Beschluss, welcher 
die Gemeinde Gretzenbach bis zum 
30. Juni 2003 zum Einzug des Ab-
zuges verpflichtet.  
 
Beschwerde vor Verwaltungs-
gericht 
 Rechtsbasis und Erwägungen des 
Regierungsratsbeschlusses überzeug-
ten die Gemeinde nicht. Gretzenbach 
erhob deshalb Beschwerde beim 
Verwaltungsgericht mit dem Begeh-
ren, der Regierungsratsbeschluss sei 
aufzuheben. Mit Zusatzanträgen 
forderte die Gemeinde, es sei der 
Beschwerde notfalls aufschiebende 
Wirkung zu erteilen und (falls der 
RRB nicht aufgehoben werde) der 
Gemeinde eine angemessene Ent-
schädigung für die übertragenen 
Arbeiten auszurichten. 
 
Schafft Kantonsratsbeschluss 
(nachträglich) Rechtsgrundla-
ge? 
 Im Gretzenbacher Gemeinderat 
kam das Thema «GAV-Lohnabzug 
Lehrpersonen» erneut zur Sprache. 
Auslöser dafür bildete ein Pressebe-
richt über die letzte Kantonsratsses-
sion. Diesem zufolge beschloss der 
Kantonsrat die Inkraftsetzung des 
Paragraphen 7 quater des Lehrerbe-
soldungsgesetzes - und zwar rück-
wirkend auf den 1. Juli 2002. Dabei 
handelt es sich um die gesetzliche 
Grundlage für den Einzug des Soli-
daritätsbeitrags. Hintergrund des 
Ganzen sei der Umstand, dass sich 
zwei Gemeinden weigerten, den 
Beitrag einzuziehen - eine davon 
mittels Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht. Mit der rückwirkenden  

 
Schliessung der Gesetzeslücke wer-
de verhindert, dass sich eine Ge-
meinde auf den Standpunkt stellen 
könne, die Gesetzesgrundlage für 
den Einzug sei noch gar nicht in 
Kraft. 
 Im Rat fragte man sich wie der 
Kanton wohl reagieren würde, wenn 
die Gemeinde beispielsweise nach 
der Einsprache eines Bürgers in ei-
nem Baubewilligungsverfahren die 
angefochtene Bestimmung einfach 
rückwirkend aufheben oder ändern 
würde. Gretzenbach sei jedenfalls 
gespannt darauf, wie das Verwal-
tungsgericht auf das geschilderte 
Vorgehen von Exekutive und jetzt 
auch noch Legislative reagiert. 
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